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Kantonsrat 

A 435 

Anfrage Brunner Simone und Mit. über die Pläne für einen Verzicht auf die 

OECD-Mindeststeuer 

 

eröffnet am 12. Mai 2025  

Am 18. Juni 2023 haben 78,7 Prozent der Luzerner Stimmberechtigten der Umsetzung der 

OECD-Mindeststeuer deutlich zugestimmt. Während die meisten europäischen Staaten die 

Steuer bereits eingeführt haben, fehlt es insbesondere in den USA an Unterstützung dafür. 

Vor diesem Hintergrund fordern bürgerliche Parlamentarier*innen in Bundesbern nun das 

Stoppen der Einführung der OECD-Mindeststeuer in der Schweiz. Dies, obwohl die Bevölke-

rung in der Volksabstimmung ein klares Ja in die Urne gelegt hat.  

 

Aufgrund dieser Ausgangslage stellen sich an den Luzerner Regierungsrat folgende Fragen: 

1. Wie steht der Regierungsrat zu diesen Forderungen, die Einführung der OECD-Mindest-

besteuerung zu sistieren respektive ganz darauf zu verzichten? Wie gedenkt der Regie-

rungsrat, sich öffentlichkeitswirksam von dieser Debatte zu distanzieren?  

2. Wie beurteilt der Regierungsrat die Forderungen nach einer Sistierung der Steuer im Hin-

blick auf den für Unternehmen wichtigen Standortfaktor der Rechtssicherheit, d. h. Klar-

heit, Voraussehbarkeit und Beständigkeit des Rechts sowie der Rechtsverhältnisse?  

3. Inwiefern sind die von den bürgerlichen Politiker*innen befürchteten Standortnachteile 

durch die Mindeststeuer gerechtfertigt und in Luzern bereits spürbar?  

4. Welche finanziellen Auswirkungen hätte der Verzicht auf die OECD-Mindeststeuer im 

Kanton Luzern?  

5. Welche Auswirkungen hätte die Einstellung der OECD-Mindessteuer auf die laufenden 

Luzerner Gesetzgebungsprozesse wie die Steuergesetzrevision 2027 sowie die Weiterent-

wicklung der Standortförderung und der darin enthaltenen Massnahmen für Luzerner Un-

ternehmen («Standortförderung im engeren Sinn») und der Luzerner Bevölkerung 

(«Standortförderung im weiteren Sinn»)? Wir bitten um eine detaillierte Stellungnahme zu 

jeder der geplanten Massnahmen.  

 

Brunner Simone 

 

Bühler Milena, Elmiger Elin, Fässler Peter, Pilotto Maria, Rey Caroline, Galbraith Sofia, Bühler-

Häfliger Sarah, Horat Marc, Waldvogel Gian, Sager Urban, Muff Sara, Fleischlin Priska, Schuler 

Josef, Meier Anja, Budmiger Marcel, Ledergerber Michael, Engler Pia, Kummer Thomas, Zbin-

den Samuel, Koch Hannes, Heselhaus Sabine, Studhalter Irina, Spring Laura, Bolliger Roman 
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A 435

Anfrage Brunner Simone und Mit. über die Pläne für einen Verzicht auf die OECD-Mindeststeuer



eröffnet am 12. Mai 2025 Datum wird vom Sekretariat mit Daten nachtragen ergänzt

Am 18. Juni 2023 haben 78,7 Prozent der Luzerner Stimmberechtigten der Umsetzung der OECD-Mindeststeuer deutlich zugestimmt. Während die meisten europäischen Staaten die Steuer bereits eingeführt haben, fehlt es insbesondere in den USA an Unterstützung dafür. Vor diesem Hintergrund fordern bürgerliche Parlamentarier*innen in Bundesbern nun das Stoppen der Einführung der OECD-Mindeststeuer in der Schweiz. Dies, obwohl die Bevölkerung in der Volksabstimmung ein klares Ja in die Urne gelegt hat. 



Aufgrund dieser Ausgangslage stellen sich an den Luzerner Regierungsrat folgende Fragen:

1. Wie steht der Regierungsrat zu diesen Forderungen, die Einführung der OECD-Mindestbesteuerung zu sistieren respektive ganz darauf zu verzichten? Wie gedenkt der Regierungsrat, sich öffentlichkeitswirksam von dieser Debatte zu distanzieren? 

2. Wie beurteilt der Regierungsrat die Forderungen nach einer Sistierung der Steuer im Hinblick auf den für Unternehmen wichtigen Standortfaktor der Rechtssicherheit, d. h. Klarheit, Voraussehbarkeit und Beständigkeit des Rechts sowie der Rechtsverhältnisse? 

3. Inwiefern sind die von den bürgerlichen Politiker*innen befürchteten Standortnachteile durch die Mindeststeuer gerechtfertigt und in Luzern bereits spürbar? 

4. Welche finanziellen Auswirkungen hätte der Verzicht auf die OECD-Mindeststeuer im Kanton Luzern? 

5. Welche Auswirkungen hätte die Einstellung der OECD-Mindessteuer auf die laufenden Luzerner Gesetzgebungsprozesse wie die Steuergesetzrevision 2027 sowie die Weiterentwicklung der Standortförderung und der darin enthaltenen Massnahmen für Luzerner Unternehmen («Standortförderung im engeren Sinn») und der Luzerner Bevölkerung («Standortförderung im weiteren Sinn»)? Wir bitten um eine detaillierte Stellungnahme zu jeder der geplanten Massnahmen. 
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